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jfühjahrsfflitachten der Wirtschaftsforschungsinstitute 

Weiterhin Wachstum, 
stabile Preise und 
steigende Einkommen 
jL^>e konjunkturelle Aufwärtsentwicklung in der 
?undesrepublik Deutschland hat sich im Winter- 
halbjahr 1987/88 fortgesetzt. Der Börsenkrach 
v°«i vergangenen Herbst und der weitere Rück- 
^ang des Dollarkurses gegen Ende des vergange- 
5?« Jahres haben sich auf die wirtschaftliche 
Entwicklung nur wenig ausgewirkt. Die konjunk- 
Urellen Rahmenbedingungen rechtfertigen im 

^oßen und ganzen positive Erwartungen für den 
fiteren Verlauf dieses Jahres." 
, ies ist die Einschätzung der derzeitigen Wirtschaft- 
'lchen Lage durch die fünf führenden Wirtschafts- 
0rschungsinstitute im Frühjahr 1988. 
ö*s Wirtschaftswachstum wird 1988 im Jahresdurch- 
schnitt um 2 Prozent ansteigen — so die Prognose der 
**Perten. 
"^Vie schon in den zurückliegenden beiden Jahren, 
Jkhen vom privaten Verbrauch auch 1988 kräftige 
J°«junkturelle Impulse aus. Ausschlaggebend hier- 
l?r sind in diesem Jahr das Inkrafttreten des zweiten 
r.e»ls der Steuersenkung 1986/88 und das Vorziehen 
!!nes Teils der Steuerreform 1990. Die verfügbaren 
hinkommen der privaten Haushalte dürften insge- 
^U um 4,5 Prozent zunehmen, nach 3,8 Prozent im 
v°rjahr." 
per private Verbrauch stellt also auch weiterhin die 
Reibende Kraft der Konjunktur dar. 
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Die Ausrüstungsinvestitionen werden 
nach der Prognose in diesem Jahr um 2 
Prozent, die Bauinvestitionen um 1,5 Pro- 
zent steigen. Denn: „Die binnenwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen sprechen 
für einen weiteren Anstieg der Investitio- 
nen : Die inländische Nachfrage, insbeson- 
dere der private Konsum, ist deutlich auf- 
wärtsgerichtet. Mit Blick auf die Steuerre- 
form 1990 können die Investoren eine Fort- 
setzung dieser Entwicklung annehmen." 
Das deutsche Exportgeschäft hat den 
Börsenkrach vom letzten Herbst recht gut 
überstanden. „Die reale Warenausfuhr 
hat auch nach den Börsenturbulenzen im 
Oktober 1987 der gesamtwirtschaftlichen 
Produktion Impulse gegeben. Sie nahm bis 
zum Jahresende 1987 kräftig zu. Aus- 
schlaggebend für die Exportbelebung im 
Herbst war, daß die Nachfrage in den 
Industrieländern, vor allem in Westeu- 
ropa, im zweiten Halbjahr 1987 deutlich 
anzog." 
Die Verbraucherpreise sind nach wie vor 
weitgehend stabil, im Jahresdurchschnitt 
wird das Preisniveau um etwa 1 Prozent 
über dem Vorjahresniveau liegen. 
„Die Steigerung der gesamtwirtschaftli- 
chen Produktion im weiteren Verlauf des 

Zitat 
„ Trotz großer Sorgen zum Beispiel bei 
der Arbeitslosigkeit geht es uns Deut- 
schen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land so gut wie noch nie. Allein in die- 
sem Sommer werden wieder 26 Millio- 
nen Bürger den Urlaub im Ausland ver- 
bringen. Ich habe nichts jur Zeitgenos- 
sen Übrig, die dann — wenn sie wieder 
zu Hause sind — von morgens bis 
abends jammern, wie schlecht es ihnen 
doch geht." 
(Helmut Kohl in der „Abendpost- 
Nachtausgabe" vom 3. Mai 1988) 

Jahres wird nur einen relativ bescheide- 
nen zusätzlichen Bedarf an Arbeitskräf- 
ten auslösen. Am Jahresende wird die 
Zahl der Erwerbstätigen den Stand von 
Ende 1987 um rund 100.000 Personen 
überschreiten." Insbesondere im Dienst' 
leistungssektor werden neue Arbeits- 
plätze geschaffen. 

Ausblick auf 1989 
„Auch nach sechs Jahren wirtschaftliche 
Aufwärtsentwicklung wird es aller VoraU 
sieht nach keine Wende nach unten 
geben." Für 1989 rechnen die Wirtschafts- 
forscher mit einer Wachstumsrate von 1 D 

1,5 Prozent. 

Folgen für die 
Wirtschaftspolitik 
Für die wirtschaftswissenschaftlichen 
Institute liegt das Kernproblem der deut- 
schen Wirtschaft in dem Mangel an 
Wachstumsdynamik, auf den letztlich 
sowohl die anhaltend hohen außenwirt- 
schaftlichen Überschüsse als auch die 
hohe Arbeitslosigkeit zurückzuführen 
sind. Die Ursache für die damit einherg 
hende Investitionsschwäche sehen die 
Konjunkturexperten u.a. in den „große11 

Widerständen, den Einsatz von Arbeits- 
kräften flexibler zu gestalten, um die 
Kapazitäten intensiver zu nutzen." Aus 
diesem Grund ist auch die Zahl der 
Beschäftigten nicht in dem Maße gestie- 
gen, wie es für eine durchgreifende ^eT' 
ringerung der Arbeitslosigkeit notwendig 
wäre. 
Auch die Investitionsrisiken, die vor 
allem durch von außen auf die deutsche 
Wirtschaft einwirkende Faktoren beding 
sind (starke Wechselkursschwankungen» 
zunehmender Protektionismus, die Ver- 
schuldungskrise von Entwicklungslän- 
dern sowie Sprünge in der technologi- 
schen Entwicklung), sind höher als frü- 
her. 
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le letztgenannten Faktoren kann die 
nat'onale Wirtschaftspolitik nur begrenzt 
•cht beeinflussen, da sie exogen 

Stimmt sind. 
^Verbesserung der Flexibilität der 
Aschen Wirtschaft ist jedoch — nach 
Fassung der Institute — die Ord- 
Un8spolitik gefordert. 

|;Der Wettbewerb um neue Ideen, Pro- 
bte oder Produktionsverfahren ist auf 
le'en Märkten in der Bundesrepublik 
Urch staatliche Eingriffe stark einge- 
tränkt, beispielsweise bei den Versiche- 
ren, dem Transportwesen, der Ener- 
p^irtschaft oder der Telekommunika- 
lQn. Mit den notwendigen Deregulierun- 

S** niuß rasch begonnen werden, auch im 
"»blick auf die angestrebte Vollendung 

,!^europäischen Binnenmarktes im Jahr 

^ch auf dem Arbeitsmarkt halten die 
^,rtschaftsforscher mehr Flexibilität für 
^twendig: „Soweit mit der Verkürzung 
Jr Arbeitszeit eine Verringerung der 

^chinenlaufzeit einhergeht, steigen 
eben den Arbeits- auch die Kapitalko- 

.en- Deshalb scheint es dringend geboten, 
Jjß sich die Tarifparteien untereinander 

er die Unternehmensleitungen mit den 
jyj'egschaftsvertretern auf ein höheres 
^aß an Flexibilität verständigen." 

j** Vorlage des Frühjahrsgutachtens der 
Jnf führenden Wirtschaftsforschungsin- 

J "ute erklärt die Vorsitzende des Bundes- 
^hausschusses „Wirtschaftspolitik" der 

DU, Christa Thoben, MdL: 

.as neueste Gutachten der wirtschafts- 
Ms senschaftlichen Institute stützt die 

achstumsannahmen der CDU-geführ- 
.n Bundesregierung. Für 1988 wird ein 
j^stieg des Wirtschaftswachstums von 2 
, r°zent erwartet, die Verbraucherpreise 

e"ben stabil, und der private Verbrauch 
^e'h nach wie vor die Triebfeder der 

°nJunktur dar. Auch die deutschen 

Ausfuhren haben trotz Börsenkrach im 
Oktober 1987 kräftig zugenommen. 
Für 1989 sehen die Konjunkturforscher 
ein Anhalten der wirtschaftlichen Auf- 
wärtsentwicklung voraus. 
Notwendig ist jedoch zur weiteren Stüt- 
zung der wirtschaftlichen Entwicklung 
eine Wachstumsoffensive, um über ver- 
stärkte Investitionen die Arbeitslosigkeit 
abzubauen. Die Wirtschaftsforschungsin- 
stitute fordern daher auch im Hinblick 
auf die angestrebte Vollendung des euro- 
päischen Binnenmarktes 1992 verstärkte 
Anstrengungen zur Deregulierung, um 
dem Wettbewerb wieder mehr Raum zu 
geben. 
Mehr Deregulierung und Entbürokrati- 
sierung bedeutet für die CDU auch ein 
Signal für mehr Flexibilität am Arbeits- 
markt: Die Tarifpartner müssen ihre 
gesamtwirtschaftliche Verantwortung 
zum Abbau der Arbeitslosigkeit wahrneh- 
men. Denn mit der Vollendung des Bin- 
nenmarktes wird es auch zu einem stärke- 
ren Wettbewerb bei den Löhnen und 
Lohnnebenkosten kommen. 
Mehr Flexibilität am Arbeitsmarkt und 
damit bessere Chancen für Arbeitslose 
wird auch durch das verstärkte Angebot 
von Teilzeitarbeit erreicht. Wir fordern 
daher eine Entfristung des Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes. 

Kohl klar vor Vogel 
Bundeskanzler Kohl hat im April SPD- 
Oppositionsführer Vogel in der Wähler- 
gunst mit einem Riesenvorsprung über- 
rundet. 50 Prozent der Bundesbürger 
würden ihn wählen (wenn es eine Direkt- 
wahl gäbe), nur 40 Prozent Vogel. 
(Schreibt die „Bild"-Zeitung in ihrer Ausgabe 
vom 30. 4. 1988) 
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Solidarität und Eigenverantwortung 
Die Bundesregierung hat am 27. April 
1988 den von Bundesarbeitsminister 
Norbert Blüm vorgelegten Gesetzent- 
wurf eines Gesetzes zur Strukturre- 
form im Gesundheitswesen (GRG) 
beschlossen. Der Entwurf wird dem 
Bundesrat unverzüglich zugeleitet. Die 
Reform des Gesundheitswesens soll 
zum 1. Januar 1989 in Kraft treten. 

Die Gesundheitsreform ist neben der 
ebenfalls geplanten Rentenreform das 
bedeutsamste gesellschaftspolitische Vor- 
haben dieser Legislaturperiode. Mit dem 
Gesundheitsreform-Gesetz strebt die 
Bundesregierung eine solidarische Erneue- 
rung der gesetzlichen Krankeriversiche- 
rung an, um das hohe Niveau unseres 
Gesundheitswesens langfristig zu sichern 
und die Krankenkassen finanziell dauer- 
haft zu stabilisieren. Die Anreize zu wirt- 
schaftlichem Verhalten bei Versicherten 
und Leistungserbringern sollen verbessert 
werden, Überversorgungen abgebaut und 
Versorgungsdefizite beseitigt werden. 

Das Recht der Krankenversicherung ist 
seit Verabschiedung der Reichsversiche- 
rungsordnung im Jahre 1911 nicht mehr 
systematisch überarbeitet worden. Es soll 
in der Strukturreform im Gesundheitswe- 
sen daher modernisiert und verständlich 
gemacht werden. Die Neukodifikation 
soll mit einem Einbau des Rechts der 
Krankenversicherung in das Sozialgesetz- 
buch verbunden werden. 

Den hohen Stand unseres 
Gesundheitswesens sichern 
Unser Gesundheitswesen gehört zum 
Besten der Welt. Dichte Versorgung, freie 
Arztwahl, medizinische Spitzenleistun- 
gen: Das wollen wir erhalten und sichern. 
Gesundheit ist höchstes menschliches 
Gut. Deshalb: Wer krank ist, muß jede 

er 

erforderliche Hilfe erhalten, um wieder 
gesund zu werden. Und der medizinisch 
Fortschritt muß jeden erreichen — una 
hängig von seinem Einkommen. 
Damit dies auf Dauer möglich ist, müs- 
sen wir das Geld der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zusammenhalten und 
auf das Notwendige konzentrieren. Vw 
die Ausgaben steigen und steigen, hat n 
wenig mit Verbesserung der Gesundheit 
zu tun, aber viel mit fehlender wirtscha' 
licher Steuerung, überhöhten Preisen un 

einer wachsenden Anspruchsmentalität 
bei allen Beteiligten. Jeder nimmt, was 
kriegen kann, und die Beitragszahler -" 
die Versicherten und die Betriebe — zal1' 
len am Ende die Rechnung. 

Die Kosten laufen davon 
Daß es so nicht weitergehen kann, be^e 

sen die Zahlen: 1960 gab die gesetzlich 
Krankenversicherung 9 Mrd. DM aus, 
1970 schon 24 Mrd., 1980 fast 86 Mrd-, 
und in diesem Jahr werden es rund 125 
Mrd. sein. Seit 1960 stiegen die Brutto- 
löhne um das Fünffache, die Ausgaben 
der Krankenversicherung aber um das 
Vierzehnfache. 
Der durchschnittliche Beitragssatz der 
gesetzlichen Krankenkassen ist seit 19' 
von 8,2 Prozent auf rund 12,7 Prozent 
(Stand: 1. November 1987) angestiegen- 
Wir müssen damit rechnen, daß bereits 
Anfang 1989 die 13-Prozent-Grenze 
erreicht ist. Wenn die Entwicklung so 
weiterliefe, würden wir zur Jahrhundert' 
wende auf die 20-Prozent-Marke zuste*1' 
ern. 
Ein weiterer ungebremster Anstieg der 
Beitragssätze würde nicht nur alle Vers»' 
cherten belasten, sondern auch die Lon 
nebenkosten in die Höhe treiben und 
dadurch den weiteren Beschäftigungszü' 
wachs gefährden. 
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Zitat 
»Diese Reformen sind existentiell wich- 
tig für die Zukunft der Bundesrepublik 
Deutschland. Gerade deshalb ist es völ- 
h normal, daß es über die Einzelheiten 
intensive Diskussionen gibt. Ich sage 
v°raus, daß am Ende der Gesetzgebung 
die Mehrheit der Bürger von der Rich- 
tigkeit der Reformen überzeugt sein 

(Helmut Kohl in der „Abendpost- 
Nachtausgabe" vom 3. Mai 1988) 

>e Ausgabenexplosion in der Kranken- 
Versicherung vernichtet Kaufkraft und 
gefährdet Arbeitsplätze. Stabile Beitrags- 
sätze sind aber nicht nur beschäftigungs- 
jJ°Ktisch geboten, sondern auch gesund- 
^eitspolitisch zu verantworten. Allein der 
anstieg der Löhne und Gehälter würde 
Jen Kassen in diesem Jahr bei stabilen 
Beitragssätzen fast 3,0 Mrd. DM zusätzli- 

Schwerpunkte des Reformvorhabens sind: 
J* Öie Solidarität wird neu bestimmt: 
J~*e Reform soll Versorgungsdefizite 
beseitigen. Sie bestehen bei der Krank- 
Jeitsvorbeugung und Früherkennung, 
deshalb sollen die Präventionsleistungen 
^bessert und die Nachsorge und Reha- 
bilitation ausgebaut werden. Von beson- 
drem politischen Gewicht ist, daß mit 
der Strukturreform im Gesundheitswesen 
der Beitrag der gesetzlichen Krankenver- 
Slcherung zur Verbesserung der sozialen 
^'cherung bei Pflegebedürftigkeit 
^stimmt wird: Ab 1989 sollen die Kran- 
kenkassen für vier Wochen im Jahr die 
hosten der Pflege von Schwerpflegebe- 
dürftigen übernehmen, wenn die Pflege- 
Person wegen Krankheit, Urlaub oder 
aus einem sonstigen Grunde ausfällt. Ab 
!"l können Schwerpflegebedürftige dar- 
ker hinaus Pflegehilfen in Form von bis 
*u 25 Pflegeeinsätzen im Kalendermonat 

ehe Einnahmen zuführen. Dieser 
Zuwachs muß ausreichen, um die Versi- 
cherten auch weiterhin am medizinischen 
Fortschritt teilhaben zu lassen. 

Im vergangenen Jahr mußten die Bei- 
tragszahler über 16 Mrd. DM mehr für 
die Krankenversicherung aufbringen als 
1984. 9 Mrd. davon beruhen auf Anhe- 
bungen des Beitragssatzes. 1988 werden 
dies schon 13 Mrd. DM sein. Das heißt: 
In nur zwei Jahren (1987/88) blieben den 
Beitragszahlern 22 Mrd. DM mehr in der 
Tasche, wenn die Beitragssätze von 1984 
stabil geblieben wären. 

Angesichts dieser Entwicklung haben wir 
nicht die Wahl: verändern oder nicht ver- 
ändern, sondern nur die Wahl: verändern 
oder verenden. Wir müssen handeln. 

Dabei besinnen wir uns auf die tragenden 
Prinzipien der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung: Solidarität und Eigenverantwor- 
tung. 

erhalten; wahlweise zahlt die Kranken- 
kasse statt dieser Sachleistung einen 
Betrag von 400 DM je Monat. 

Auf der anderen Seite soll die Reform 
Überhänge abbauen und die Solidarität 
auf das Notwendige beschränken. Lei- 
stungen, die keiner solidarischen Absi- 
cherung bedürfen, werden aus dem Lei- 
stungskatalog herausgenommen. Deshalb 
soll das Sterbegeld künftig entfallen; für 
Versicherte der Geburtsjahrgänge 1938 
und älter ist eine Übergangsregelung vor- 
gesehen. Bei Arznei-, Heil- und Hilfsmit- 
teln sollen die Leistungen der Kranken- 
kassen auf Festbeträge begrenzt werden, 
die eine ausreichende, in ihrer Qualität 
gesicherte, preiswerte Versorgung abdek- 
ken. Der Zuschuß bei offenen Badekuren 
soll auf 15 DM je Tag begrenzt werden. 
Unwirtschaftliche Arznei-, Heil- und 
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Hilfsmittel sollen nicht mehr von den 
Krankenkassen übernommen werden. 

2. Die Eigenverantwortung der 
Versicherten wird gestärkt 
Hierzu bedarf es verbesserter RahmenbJ 
dingungen für Gesundheitsvorsorge und 
Gesundheitserziehung. Die Krankenkas' 
sen sollen sich daher künftig an den 
Kosten zahnmedizinischer Erziehungin 

Kindergärten und Schulen beteiligen. 
Eine zahnärztliche Vorsorgeuntersuchung 
und eine regelmäßige Gesundheitsunter' 
suchung durch den Arzt auf Risikofakt0' 
ren (Gesundheits-check-up) sollen einge' 
führt werden. 
Die Bundesregierung hält es auch für 
erforderlich, in einem sozial vertretbare11 

Rahmen die Eigenverantwortung der Ve 
sicherten durch eine stärkere finanzielle 
Beteiligung an einzelnen Leistungen zu 
stärken. 
Dies gilt für Zahnersatz und Fahrtkostei1' 
Anderseits soll sich der Zuschuß der 
Krankenkassen beim Zahnersatz bei 
regelmäßiger Zahnvorsorge der Versi- 
cherten erhöhen. 
Eine Härtefallregelung stellt sicher, daß 
die vorgesehenen Zuzahlungen nicht zü, 
Verzicht auf die Inanspruchnahme meo'' 
zinisch notwendiger Leistungen führen 
müssen. 
Im Rahmen einer Erprobungsregelung 
erhalten die Krankenkassen Gelegenhe«» 
Erfahrungen mit einer Beitragsrückge- 
währ bei sparsamer Inanspruchnahme 
von Leistungen durch den Versicherten 
zu gewinnen. 

3. Die Wirtschaftlichkeit bei den 
Leistungserbringern wird erhöht 
Vorgesehen ist zur Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit insbesondere: 
• Für alle Leistungsbereiche soll die 
Anpassung der Vergütungen an den 
Grundsatz der Beitragssatzstabilität 
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Sebunden werden. Ein stärkerer Anstieg 
^r Vergütungen soll nur bei medizini- 
scher Notwendigkeit und nach Ausschöp- 
Ung aller Wirtschaftlichkeitsreserven 
lässig sein. 
•Der Preiswettbewerb auf dem Arznei- 
^Uelmarkt soll verstärkt werden, um 
e,ne kostengünstigere Arzneimittelversor- 
^ng zu erreichen. Hierzu ist neben der 
Zuführung von Festbeträgen auch die 

r'eichterung der Arzneimittelsubstitu- 
l|°n durch den Apotheker vorgesehen. 

frie Möglichkeiten von Krankenkassen 
[!nd Krankenhäusern, mehr Wirtschaft- 
lchkeit bei der stationären Versorgung zu 
Reichen, sollen verbessert werden. 
U- a. wird den Krankenkassen ein Kündi- 
8ungsrecht eingeräumt; die Kündigung 
Wird mit Genehmigung des Landes wirk- 
f4^1. wenn für das einzelne Krankenhaus 
*ein Bedarf besteht oder es nicht nur vor- 

gehend unwirtschaftlich arbeitet. 
as Vertragsrecht zwischen den Verbän- 

|jen der Krankenhäuser und den Verbän- 
den der Krankenkassen wird neu geord- 
net- Die Krankenkassen sollen ein Ver- 
?eichnis stationärer Leistungen und Ent- 
ölte aufstellen, das die Kassenärzte bei 
[jer Verordnung von Krankenhauspflege 
fachten sollen. Im übrigen wird die 
Bundesregierung noch in diesem Jahr 
e,len Bericht zu den Erfahrungen mit 
dem neuen Krankenhausfinanzierungs- 
J^cht vorlegen; in diesem Zusammen- 
hing wird sie prüfen, welcher weitere 
8esetzgeberische Handlungsbedarf in die- 
Sem Bereich besteht. 
* Die Verantwortung der Kassenärzte für 

,e von ihnen erbrachten und veranlaß- 
len Leistungen soll durch eine Verbesse- 
^ng der Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
Stärkt werden. 

Die Transparenz über Kosten und Lei- 
tungen für alle Beteiligten soll verbessert 
^erden. Die Abrechnungsverfahren zwi- 
Schen Kassen und Leistungsanbietern 

werden modernisiert. Strenge Löschungs- 
vorschriften und die Beschränkung der 
Verwertung der zusammengeführten 
Daten auf die Wirtschaftlichkeitsprüfun- 
gen sichern den Datenschutz. Leistungs- 
konten werden nicht errichtet. Die Versi- 
cherten erhalten einen Rechtsanspruch, 
sich von ihrer Kasse über die für sie ver- 
anlaßten Kosten und Leistungen unter- 
richten zu lassen. 
• Der Vertrauensärztliche Dienst soll neu 
geordnet und zu einem leistungsfähigen 
medizinischen Dienst der Krankenkassen 

Diese Ausführungen eignen sich 
auch als Musterrede für die Diskus- 
sion der Mandatsträger „vor Ort". 

umgestaltet werden. Beim medizinischen 
Dienst sollen vorrangig Honorarkräfte 
tätig werden. 

4. Die Strukturen der 
Krankenversicherung werden 
modernisiert 
Mit der Strukturreform im Gesundheits- 
wesen beabsichtigt die Bundesregierung 
auch einen Beitrag zur Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit der Krankenversiche- 
rung zu leisten. 
Dazu ist vorgesehen, durch Erleichterung 
von Finanzausgleichen die Möglichkeit 
der Krankenkassen zu verbessern, Bei- 
tragssatzunterschiede anzugleichen. 
Durch Abbau der Unterschiede im Mit- 
gliedschafts-, Beitrags- und Leistungs- 
recht zwischen RVO- und Ersatzkassen 
soll ein fairer Wettbewerb zwischen den 
Kassenarten ermöglicht werden. Die Ver- 
sicherungspflichtgrenze wird auch für 
Arbeiter eingeführt. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Belastungen, die sich aus der 
demographischen Entwicklung ergeben 
können, von aktiv Versicherten und Rent- 



Seite 8 •  UiD 14/1988 GESUNDHEITSREFOW 

nern gemeinsam getragen werden müs- 
sen. Sie schlägt daher vor, den Beitrags- 
satz aus der Rente an den durchschnittli- 
chen allgemeinen Beitragssatz in der 
gesetzlichen Krankenversicherung anzu- 
gleichen. 
Mit der Strukturreform im Gesundheits- 
wesen wird die Bundesregierung die not- 
wendigen Voraussetzungen dafür schaf- 
fen, daß die gesetzliche Krankenversiche- 
rung ihren Versicherten zu vertretbaren 
Beitragssätzen auch künftig eine lei- 
stungsfähige gesundheitliche Versorgung 
gewährleisten kann. 

Finanzielle Auswirkungen 
Durch die vorgesehenen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und 
durch die Konzentration der Leistungen 
auf das medizinisch Notwendige wird 
nach voller Wirksamkeit der Regelungen 
ein Einsparvolumen von rd. I4,l Mrd. 
DM erzielt werden. Von diesem Einspar- 
volumen werden rd. 7,1 Mrd. DM für 
neue Leistungen verwendet. Rund 0,8 
Mrd. DM kommen den Versicherten 
durch Wegfall von Zuzahlungen in den 
Bereichen zugute, wo Festbeträge einge- 
führt werden. Rund 6,2 Mrd. DM stehen 
für Beitragssatzsenkungen zur Verfügung. 
Die Strukturreform im Gesundheitswesen 
ist ein wichtiger Schritt zu einem zukunfts- 
orientierten, leistungsfähigen und wirt- 
schaftlichen Gesundheitswesen. Die 
Strukturreform kann allerdings nicht alle 
Probleme des Gesundheitswesens in 
einem Schritt lösen. Weitere Schritte sind 
daher notwendig. 
Die weitere Veränderung der wirtschaftli- 
chen und sozialen Rahmenbedingungen 
wird auf die einzelnen Kassenarten unter- 
schiedliche Auswirkungen haben. Dies 
wird die schon bestehenden Probleme der 
Krankenkassenstrukturen vergrößern. 
Hier wird der Gesetzgeber handeln müs- 
sen. 

Zitat 
„ In Berlin gibt es keine Bundeswehr; 
die Menschen dort haben aber ein 
besonderes Empfindenför Sicherheit 
und Schutz. Ich glaube, daß kein Teil 
der deutschen Bevölkerung das westli- 
che Verteidigungsbündnis und damit 
die Bundeswehr so zu schätzen weiß *>ie 

die Berliner." 
(Rupert Scholz in „Bild am Sonntag" 
vom I. Mai 1988) 

Die Bundesregierung wird nach Vorlage 

des Erfahrungsberichtes zum neuen 
Krankenhausfinanzierungsrecht prüfe11' 
welche weiteren strukturverbessernden 
Maßnahmen bei der Krankenhausversor' 
gung notwendig sind. 
Steigende Arztzahlen können Qualität 
und Finanzierbarkeit der gesundheitli- 
chen Versorgung beeinträchtigen. Längef 

fristig stellt sich hier daher die Frage, oD 

die heutigen Regelungen der kassenärzt'1' 
chen Bedarfsplanung ausreichen. Die 
Bundesregierung appelliert an die Bun- 
desländer, die Ausbildungskapazitäten 'n 

den medizinischen Berufen an den 
Bedarf und die Erfordernisse der Ausbi'' 
dungsqualität anzupassen. 

3,5 Millionen Kabelanschlüsse 
Mehr als 3,5 Millionen Haushalte nutzte0 

bis Ende März 1988 einen Kabelan- 
schluß. Das ist innerhalb der ersten dre' 
Monate dieses Jahres eine Zunahme von 
300.000. Im Jahre 1987 kamen insgesamt 
900.000 Haushalte dazu. Mit 9,29 Mill«0' 
nen Haushalten waren Ende März 1988 
36 Prozent der 25,7 Millionen Haushalt« 
anschließbar. 
„Die Investitionen im Bereich der Verka' 
belung schaffen und sichern insgesamt 
etwa 30.000 Arbeitsplätze, davon 9.000 
bei der Deutschen Bundespost", betonte 
Postminister Schwarz-Schilling. 
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Norbert Blüm: 

Diese Reform ist mehr als eine 
Kostendämpfung 
^ndesarbeitsminister Norbert Blüm 
Warte zur Verabschiedung des 
"egierungsentwurfs: 

''Diese Strukturreform ist mehr als 
^°stendämpfung. Unser Gesetzentwurf 
s^cht eine neue Balance zwischen Solida- 
^tät und Eigenverantwortung. Gegen 
f'fte Ausuferung von Aufgaben der Kran- 
kenversicherung und ihre Überschwem- 
mung mit Wünschen setzen wir die Kon- 
*entration der Solidarität auf das Not- 
wendige. 

^er krank ist, dem soll mit allen Kräften 
Und mit allen Mitteln auch des medizini- 
fehen Fortschritts geholfen werden. Des- 
halb bauen wir Überversorgung ab und 
^kämpfen Verschwendung, um die Mit- 
tel zu sichern, das Notwendige weiterhin 
mit solidarischen Pflichtbeiträgen finan- 
*'eren zu können. 

^er Festbetrag, mit dem das Notwendige 
bezahlt wird, verbindet Solidarität für die 
Versicherten mit Wettbewerbsdruck für 
d'e Anbieter in unserem Gesundheitssy- 
stem. 
Unser Sozialstaat kennt nicht nur Über- 
versorgung und Verschwendung, sondern 
auch Unterversorgung und Mangel. Wir 
sParen auch, um Geld zu erhalten, mit 
dem wir den über 600.000 Schwer- und 
Schwerstpflegebedürftigen, die zu Hause 
versorgt werden, helfen können. 6,4 Mil- 
garden Mark des Einsparvolumens von 
Kl Milliarden Mark geben wir für die 
häusliche Pflege aus. Das ist richtig und 
notwendig. Das ist der Beitrag der Kran- 
kenversicherung zur Bewältigung der gro- 
ßen Gesamtaufgabe der Pflege. Wir 

erhoffen uns mit diesem Beitrag Hilfe für 
die Notleidenden und Entlastung auch 
bei der stationären Versorgung. 

Eigenverantwortung stärken 
Das Sparen steht im Mittelpunkt des 
öffentlichen Interesses und der öffentli- 
chen Auseinandersetzung um unsere 
Strukturreform. Dabei entsteht die 
Gefahr, daß die Stärkung der Eigenver- 
antwortung übersehen wird. Wir bauen 
die Vorsorge aus, wir verstärken die 
Bemühungen um Krankheisfrüherken- 
nung, wir belohnen die Eigensorge für 
Zahngesundheit. 

Neue Wege 
Wir verknüpfen Eigenverantwortung mit 
Solidarität. Durch Kostenerstattung beim 
Zahnersatz und der Einführung eines 
Modellversuches mit einem Bonussystem 
(Beitragsrückgewähr) versuchen wir neue 
Wege, wie wir durch stärkeres Kostenin- 
teresse und Eigenverantwortung die Soli- 
darität entlasten können. Auch daß bei 
kieferorthopädischen Leistungen die 
Krankenkasse zunächst nur 75 Prozent 
der Kosten erstattet und den Rest bei 
Abschluß der Behandlung, macht die 
Verantwortung des einzelnen gegenüber 
der Solidargemeinschaft deutlicher. 
Mit erhöhter Transparenz schaffen wir 
mehr Rationalität und Kostenbewußtsein 
in unserer Krankenversicherung. Das ist 
eine wichtige Voraussetzung der Eigen- 
verantwortung. Ohne Wissen keine Ver- 
antwortung. Anonymität ist das Mistbeet 
des Mißbrauchs und des Ausnutzens. 
Mit der Neuorganisation des sozialmedi- 
zinischen Dienstes, der an die Stelle des 
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Zitat 
„ Man tut den Rentnern einen großen 
Gefallen, wenn man die Rente aus par- 
teipolitischem Streit heraushält. Wer 
sich auf Kosten der Rentner profilieren 
will, wird erleben, daß dies wie ein 
Bumerang zurückkommt. Die Rentner 
brauchen Sicherheit, daß ihre Rente 
nicht mit jedem Regierungswechsel 
umgekrempelt wird." 
(Norbert Blüm im General-Anzeiger 
vom 30. April 1988) 

bisherigen vertrauensärztlichen Dienstes 
tritt, verbessern wir die Qualität unseres 
Krankenversicherungssystems. - 

Soziale Rücksicht 
Der sozialen Rücksicht werden wir 
gerecht, indem wir nicht nur die bisher 
üblichen Härtefallregelungen im Gesetz 
verankern, sondern mit einer Überforde- 
rungsklausel eine unzumutbare Kulmina- 
tion von Zuzahlungen vermeiden. Das 
schützt vor allem die chronisch Kranken. 
Kinder unter 18 Jahren sind mit Aus- 
nahme von Zahnersatz und Fahrkosten 
generell von Zuzahlungen befreit. 

Weitere Schritte 
Das Gesetz stellt nicht das Ende unserer 
Reformbemühungen um das Krankenver- 
sicherungssystem dar. Im Krankenhaus- 
bereich werden wir den noch in diesem 
Jahr zu erstattenden Bericht über die 
Erfahrungen mit dem neuen Kranken- 
hausfinanzierungsrecht auswerten, um so 
das Krankenhaus stärker als es bereits in 
diesem Gesetz geschieht in unser System 
der Eigenverantwortung und Solidarität 
einzubeziehen. Das gegliederte System 
unserer Krankenversicherung soll erhal- 
ten bleiben. Sein jetziger Zustand ist 
jedoch voller Ungereimtheiten. Im jetzt 
als Entwurf vorliegenden Gesetz sind 

erste, aber nicht abschließende Beiträge 
zur Organisationsreform enthalten. 
Das Problem der Überkapazität im 
Bereich der Ärzte harrt noch einer befne' 
digenden Lösung. Hier sind insbesondef 
die Länder gefordert. Die Kapazitätsver- 
ordnungen für die Universitätskliniken 
müssen neu gefaßt werden. 
Unsere Reform mutet allen Beteiligten 
Umstellungen zu, denn es kann nicht 
alles beim alten bleiben. Das gilt aber 
auch für andere öffentliche Systeme. A^s 

Gründen der sozialen Gerechtigkeit mü8' 
sen auch Anpassungen in der Beihilfe oe 

öffentlichen Dienstes folgen. 
Alles, was wir mit diesem Gesetz tun, 
kommt den an der Krankenversicherung 
beteiligten Bürgern zugute. Sie gewinnen 
— entweder als Beitragszahler oder als 
Patienten, entweder durch niedrigere Bei' 
träge oder durch neue Leistungen in der 
Pflege und Vorsorge. 

16.000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze bei der 
Bundesbahn 
Der Bund hat seit 1983 annähernd 600 
Millionen Mark an die Deutsche Bunde8' 
bahn für zusätzliche Ausbildungsplätze 
bezahlt. Damit haben über 16.000 
Jugendliche entweder im gewerblich- 
technischen Bereich oder als Verkehrs- 
kaufleute eine Ausbildungsstelle gefun- 
den. Der Bund leistet somit einen wir- 
kungsvollen Beitrag zur Verringerung de 

Jugendarbeitslosigkeit. 
Auch in diesem Jahr stellt die Deutsche 
Bundesbahn weitere 1.900 Ausbildungs- 
plätze über ihren Eigenbedarf hinaus 
gegen Erstattung der entstehenden 
Kosten durch den Bund zur Verfügung- 
151 Millionen Mark hat der Bund allein 
1988 für zusätzliche Ausbildungsplätze 
bereitgestellt. 
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Heiner Geißler: 

Die Reform sozial ausgewogen 
Und gerecht 
^u dem Reformvorhaben 
^klärt der Generalsekretär der CDU, 
deiner Geißler: 

^'nes der schwierigsten Reformvorhaben 
^eser Legislaturperiode ist auf den Weg 
der Gesetzgebung gebracht worden. Mit 
J)er Einbringung des Gesetzentwurfes zur 
^rukturreform im Gesundheitswesen hat 
die Koalition ihre Handlungsfähigkeit 
!jndrucksvoll demonstriert. Das erzielte 
^"gebnis ist auch ein persönlicher Erfolg 
ür Bundesarbeitsminister Norbert Blüm. 
J^W seine Beharrlichkeit und sein Ver- 
handlungsgeschick wäre dieses Reform- 
Werk nicht möglich gewesen. Was in ver- 
gangenen Legislaturperioden mehrmals 
^scheitert ist, steht jetzt vor der Vollen- 
dung. 

ö'e Reform ist sozial ausgewogen und 
8erecht. Alle Beteiligten leisten ihren 
^gemessenen Beitrag zur Stabilisierung 
er Krankenkassenfinanzen. Mit den vor- 

gesehenen Einsparungen werden die Bei- 
lragszahler entlastet und endlich die 
forderlichen Mittel für drängende 
^ukunftsaufgaben frei. 

j*'s bedeutender sozialpolitischer Durch- 
geh ist dabei der Einstieg in die Absiche- 
^n8 der häuslichen Pflege zu werten. 
^'ese familienfreundliche Komponente 
der Reform trägt vor allem der Tatsache 
Dehnung, daß die Zahl der hochbetag- 
!en und pflegebedürftigen Mitbürger 
•jUrner mehr ansteigt und dadurch die 
^e|astung der Familien, die zu 90 Prozent 
d'ese Pflege tragen, immer größer gewor- 
d«n ist. 

Der Gesetzentwurf zur Gesundheitsre- 
form ist ein Sieg der wirtschaftlichen Ver- 
nunft, der sozialen Gerechtigkeit, aber 
auch des Gemeinwohls über Gruppenin- 
teressen. 
Die Sozialdemokraten, denen es in drei- 
zehn Jahren ihrer Regierungsverantwor- 
tung nicht gelungen ist, die Kostenexplo- 
sion im Gesundheitswesen zu dämpfen 
— obwohl das Problem spätestens 1973 
in seiner ganzen Tragweite erkannt wor- 
den war —, haben jedes Recht verloren, 
diese Reform zu kritisieren, zumal sie 
über keine diskutable Alternative verfü- 
gen. 

Rentenanpassung 
kann in Kraft treten 
Die Renten aus der gesetzlichen Renten- 
versicherung werden zum 1. Juli 1988 um 
drei Prozent angehoben. Gleiches gilt für 
die Altersgelder aus der Altershilfe für 
Landwirte und die Geldleistungen der 
gesetzlichen Unfallversicherung. Der 
Bundesrat hat einem entsprechenden 
Gesetz einstimmig zugestimmt. 

Mitgliederwerbung 
Das nächste Seminar für Aktionsleiter 
findet am 17./18. Mai 1988 in Bonn statt. 
Siehe auch UiD 12/88, Seite 9. 
Die Anmeldung erfolgt nach Absprache 
mit dem jeweiligen Kreisverband bei der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle 
z.Hd. Herrn Ralf Firmenich 
Konrad-Adenauer-Haus 
5300 Bonn 1, Tel. (02 28) 5 44-3 71. 
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Erneuerbare Energien: 

Wichtiger Baustein einer 
integrierten Energiepolitik 
Die derzeit häufig nach einzelnen 
Energieträgern isoliert geführte 
öffentliche Diskussion verstellt den 
Blick für die tatsächlichen Erforder- 
nisse einer langfristig angelegten, 
zukunftsorientierten Energiepolitik. 
Die CDU tritt daher für eine inte- 
grierte Energiepolitik ein, die alle 
Energieträger berücksichtigt: fossile 
wie regenerative Energieträger und die 
Kernenergie. Aufgabe einer integrier- 
ten Energiepolitik muß es sein, die 
Möglichkeiten und die Notwendigkeit 
des Einsatzes der einzelnen Energie- 
träger unter ökonomischen und ökolo- 
gischen Aspekten einer ständigen 
Überprüfung zu unterziehen. Nur so 
kann sichergestellt werden, daß auch 
zukünftig Energie ausreichend, preis- 
wert und umweltfreundlich zur Verfü- 
gung steht. 

Dies betonte Ludwig Gerstein MdB, Vor- 
sitzender des Bundesfachausschusses 
„Energie" der CDU nach der Besichti- 
gung des Windparks Kaiser-Wilhelm- 
Koog in Schleswig-Holstein. 

• Während Schleswig-Holstein im Ener- 
giebereich vor zehn Jahren noch ein 
Hochpreisland war, dessen Strompreise 
16 % über dem Bundesdurchschnitt 
lagen, kann das Land heute attraktive 
Strompreise (1,8 % unter Bundesdurch- 
schnitt) anbieten. Das ist ein entscheiden- 
der Beitrag zur Stärkung der Wirtschafts- 
kraft dieses Landes. 

• Mit einem Fernwärmeanteil von 3,9 % 
am Endenergieverbrauch liegt Schleswig- 
Holstein nach wie vor an der Spitze der 

Flächenländer. Bund und Land haben 
diese bemerkenswerte Leistung ermög- 
licht, indem sie seit 1983 rund 61 Mio. 
DM an Fördermitteln zur Verfügung 
gestellt haben. 
• Auch im Bereich der regenerativen 
Energien hat Schleswig-Holstein eine 
Pilotfunktion übernommen. Eine ganze 
Reihe von Projekten und Demonstra- 
tionsvorhaben vor allem im Bereich 
Windenergie und Fotovoltaik machen 
deutlich, daß hier eine ausgewogene und 
zukunftsorientierte Energiepolitik betrie- 
ben wird, die inzwischen Vorbild für 
andere Küstenländer ist. 

Verstärkte Förderung erneuerbarer 
Energien 
Besondere Bedeutung bei der Förderung 
regenerativer Energien kommt derzeit oe 

Windenergie zu. Nicht zuletzt durch die 
finanzielle Unterstützung der Bundesre- 
gierung und der schleswig-holsteinische" 
Landesregierung konnte die Windener- 
gietechnik soweit vorangetrieben werden- 
daß sie sich heute an der Schwelle zur 
Marktreife befindet: 

Im August 1987 wurde im Kaiser-Wil- 
helm-Koog in Schleswig-Holstein der 
erste deutsche Windpark mit einer 
Gesamtleistung von 1 MW in Betrieb 
genommen. Ein Windpark gleicher Grö- 
ßenordnung wird zur Zeit bei Cuxhaven 
errichtet. Bereits im November 1987 ist 
bei den Stadtwerken Norden ein kleiner 
Windpark mit fünf Windkraftanlagen in 
Betrieb gegangen. Darüber hinaus gibt es 
Gruppenkonzepte gemeindlicher Stadt- 
werke, die in Schleswig-Holstein in den 
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^ädten Bredstedt, Garding und Niebüll 
verwirklicht werden, 
^ie zahlreichen Forschungsanstrengun- 
§en im Bereich der regenerativen Ener- 
gien, die die CDU-geführte Bundesregie- 
•^ng und die Landesregierung Schleswig- 
Holsteins massiv unterstützen, werden 
dazu führen, daß Energiequellen wie 
Sonne, Wind, Wasserkraft und Biomasse 
•mittelfristig an Bedeutung weiter zuneh- 
men werden. Heute ist ihr Einsatz auf- 
grund mangelnder Wirtschaftlichkeit 
n°ch relativ beschränkt. Nur Biogas und 
Wasserkraft sind derzeit ohne staatliche 
Unterstützung wirtschaftlich nutzbar. 
Um den wirtschaftlichen Einsatz von 
regenerativen Energieträgern zu 
beschleunigen, setzt sich die CDU für fol- 
gende Maßnahmen ein: 
• Die Forschungsmittel von derzeit 242 
Mio. DM sollten weiter aufgestockt wer- 
den. Denn insbesondere, was das Lang- 
Seitverhalten, den Einsatz moderner 
Merkstoffe, die Kostenreduzierung und 
die Einbindung in das Stromversorgungs- 
system anbetrifft, gibt es noch erhebli- 
chen Forschungsbedarf. Bund, Länder, 
Hersteller und Energieversorgungsunter- 
nehmen sollten daher ein Modellvorha- 
ben konzipieren, um über einen Zeitraum 
v°n mindestens zehn Jahren und für eine 
Kapazität von etwa 100 MW Erfahrungen 
v°n einer ausreichenden statistischen 
Relevanz zu sammeln. 

* Die bestehenden Großforschungszen- 
tren in der Bundesrepublik Deutschland 
s°Uten stärker als bisher in die zusam- 
menfassende Auswertung aller Ergeb- 
nisse der Energieforschung einbezogen 
Werden. In diesen Zentren wird schon 
beute hervorragende Arbeit auf diesem 
Gebiet geleistet, so daß auch die For- 
schungsschwerpunkte in bezug auf die 
regenerativen Energien hier besondere 
Beachtung finden können. Im Bereich 
der Windenergie könnte diese Aufgabe 

z. B. der GKSS-Großforschungszentrum 
Geesthacht GmbH oder der Fördergesell- 
schaft Windenergie e.V. (FGW) übertra- 
gen werden. 
• Die baurechtlichen Genehmigungen 
für Windkraft- oder Solaranlagen müssen 
erleichtert werden. Die Genehmigungsbe- 
hörden sollten mit Rücksicht auf die 
besondere Umweltfreundlichkeit dieser 
Anlagen ihren Ermessensspielraum auch 
zugunsten dieser Anlagen nutzen. Damit 
könnte auch die Bereitschaft der Bürger, 
in Küstennähe eigene Windkraftanlagen 
zu errichten und zu nutzen, gefördert 
werden. 
• Die kommunalen, regionalen und die 
Verbundunternehmen der Elektrizitäts- 
wirtschaft sollten überlegen, wie sie über 
die bisherigen Regelungen hinaus den 
ihnen angebotenen Strom einspeisen kön- 
nen. 

SPD weiter auf Schlingerkurs 

Die SPD befindet sich auch in Schleswig- 
Holstein nach wie vor auf einem energie- 
politischen Schlingerkurs. Erst kürzlich 
lieferte der SPD-Spitzenkandidat Björn 
Engholm dafür ein weiteres Beispiel: Auf 
den Ausstiegskurs seiner Partei angespro- 
chen, meinte Engholm vor einem hochka- 
rätigen Plenum internationaler Wirt- 
schaftsexperten, daß in der Öffentlichkeit 
offenbar „Mißverständnisse" entstanden 
seien. Eine SPD-Landesregierung wolle 
bis 1990 zunächst die Entscheidungs- 
grundlagen erarbeiten. Erst dann beginne 
der möglicherweise langwierige Prozeß 
des Ausstiegs mit langen gerichtlichen 
Auseinandersetzungen. 

Demgegenüber stellt die CDU mit ihrer 
integrierten Energiepolitik unter Beweis, 
daß sie auch in Zukunft ein schlüssiges 
Konzept für eine wirtschaftliche, umwelt- 
freundliche und sichere Energieversor- 
gung hat. 
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Bundesbahn mit Weltrekord: 

Vier Leitlinien zur zukünftigen 
Verkehrspolitik 
Einen Weltrekord für Schienenfahr- 
zeuge hat die Deutsche Bundesbahn 
geschafft — mit einer Geschwindigkeit 
von 406 Stundenkilometern. Auf einem 
Teilstück der Neubaustrecke Hannover 
-Würzburg, die am 29. Mai dem Ver- 
kehr übergeben wird holte der Proto- 
typ Intercity-Experimental wieder 
einen Weltrekord auf Schienen nach 
Deutschland. Bundesverkehrsminister 
Jürgen Warnke und Forschungsmini- 
ster Heinz Riesenhuber waren bei der 
schnellen Fahrt an Bord. Die beiden 
Minister gratulierten den Ingenieuren 
der Bundesbahn zu ihrer „großartigen 
Leistung". 

Zur Verkehrspolitik erklärte der zustän- 
dige Verkehrsminister Jürgen Warnke, sie 
stehe unter folgenden vier Leitlinien: 

• Strukturen der Zukunft gestalten 
Die Zurechnung der Wegekosten für den 
Schwerlastverkehr ist heute wesentliche 
Zielprojektion für eine gemeinsame euro- 
päische Verkehrspolitik. Vor einem Jahr 
wäre das noch undenkbar gewesen. 
• Sicherheit gewähren und Schöpfung 
bewahren 
Die Verkehrssicherheitsarbeit hat einen 
neuen Akzent erhalten. Die Vorbereitung 
für die neue nationale Kampagne Ver- 
kehrssicherheit steht kurz vor dem 
Abschluß. 
• Grenzen überwinden 
Vor einem Jahr gab es eine dramatische 
Zuspitzung im sogenannten alpenqueren- 
den Verkehr. Wir haben die Diskussion 
versachlicht und in Brüssel ein Verhand- 
lungsmandat durchgesetzt. 

• Lebenskraft des ländlichen Raumes 
stärken 
Zur Stärkung des ländlichen Raumes 
haben wir ein Konzept für den öffentli- 
chen Personennahverkehr erarbeitet. M'1 

der Bereitstellung von 100 Mio. DM für 
die Beschaffung von Bussen haben wir 
Neuland betreten. 

Strukturen der Zukunft gestalten, das 
heißt vor allem: Strukturwandel bewälti' 
gen. Strukturwandel ist das beherr- 
schende Thema für viele Bereiche der 
Wirtschaft — für die Montanindustrie, 
die Agrarwirtschaft, den Schiffsbau und 
nicht zuletzt für die Verkehrswirtschaft- 
Klassisches Beispiel aus dem Verkehrs^' 
reich: die Deutsche Bundesbahn. Mit 
einer Nostalgiebahn ist die Zukunft nie«1 

zu gewinnen, sondern nur mit einer 
modernen, leistungsstarken Bahn des 
Jahres 2000. Der Minister: Die Bundesre- 
gierung setzt auf die Zukunft der Bahn- 
50 Mrd. DM Bruttoinvestitionen an die 
Bahn im Zehnjahreszeitraum 1986 bis 
1995 sprechen eine deutliche Sprache -" 
nachdem 50 Jahre lang nichts in Strek- 
kenneubau investiert worden ist. Wir 
haben bei den Investitionen zugunsten 
der Schiene umgesteuert und heute mit 
dem Straßenbau gleichgezogen. 

Auch unsere Unternehmen des Straßen- 
güterverkehrs stehen vor der Herausfor- 
derung des Strukturwandels. Sie müssen 
sich auf den europäischen Verkehrsmar* 
einstellen. Die Bundesregierung steht 
zum Ziel des freien Verkehrsmarktes in 
der europäischen Gemeinschaft. Die 
Beseitigung von Wettbewerbsverzerrun- 
gen unter den Partnerstaaten ist eine der 
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Nichtigsten Aufgaben der Bundesregie- 
^ng. Ziel ist es, unseren Verkehrsunter- 
nehmen faire Startchancen im künftigen 
Verkehrsmarkt Europas zu sichern. Seit 
der letzten Ratstagung vom 14. März sind 
wir gemeinsamen Lösungen ein Stück 
näher gekommen. Die große Mehrheit 
unserer Partner ist von der Maximallö- 
sUng _ Durchstieg auf die Liberalisie- 
rung ohne Angleichung der Wettbewerbs- 
bedingungen — herunter, 
^er Minister ging auch auf das Thema 
Straßenbenutzungsgebühr ein. Es geht 
hierbei um nichts anderes als die Zurech- 
nilng von Infrastrukturkosten. Der Nfini- 
^er stellte klar: Es kommt darauf an, die 
aeute unerträglich niedrige Wegekosten- 
Deckung von neun Prozent, mit der aus- 
ländische Lkw bei uns fahren, anzuhe- 
ben. Jürgen Warnke: „Ich warne davor, 
^aß wir durch eine massive Unterdek- 
küng der Kosten durch den ausländi- 
schen Güterkraftverkehr in einen Ver- 
^ehrsinfarkt auf unseren deutschen Stra- 
fen hineinschlittern, der unseren Pkw- 
jjahrern den Spaß am Autofahren gründ- 
lich verdirbt." 
^uch die Verantwortung für die Umwelt 
^fordert die Zurechnung der Wegeko- 
sten in einem vernünftigen Umfang, 
unsere Straßen sind nicht beliebig ver- 
mehrbar. 
^eben dem Umweltschutz ist die Ver- 
kehrssicherheit die entscheidende Rah- 
^enbedingung der Verkehrspolitik dieser 
Bundesregierung. 

^er Minister erklärte: „Für die Verkehrs- 
sicherheit gilt nach wie vor: Menschli- 
ches Fehlverhalten ist Unfallursache 
^r- 1. Dafür sind gezielte Vorschriften 
Und konsequente polizeiliche Überwa- 
chung wichtig. Dennoch: Die freiheitli- 
che Demokratie lebt vom Verantwor- 
tungsbewußtsein ihrer Mitbürgerinnen 
ütld Mitbürger — auch und gerade im 
Straßenverkehr. Mit der nationalen Kam- 

pagne Verkehrssicherheit', die im vergan- 
genen Jahr im Bundesministerium für 
Verkehr vorbereitet wurde und gegenwär- 
tig mit Experten des Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrates abschließend beraten 
wird, werden wir das Verantwortungsbe- 
wußtsein der Verkehrsteilnehmer fördern. 
Unser Ziel ist eine wirklichkeitsnahe Auf- 
klärung über die Gefahren des Straßen- 
verkehrs, die persönliche Betroffenheit 
und Nachdenklichkeit erzeugt." 
Für den Transport gefährlicher Güter 
haben Verkehrssicherheit und Umwelt- 
schutz Vorrang vor wirtschaftlichen Inter- 
essen, hob Minister Warnke hervor. 

Das tragische Unglück von Herborn gibt 
weder zu Vorverurteilungen noch zu vor- 
schnellen Schlußfolgerungen Anlaß. 
Gefordert waren sachliche, gezielt wir- 
kende Entscheidungen. Die Bundesregie- 
rung hat ein Gefahrgutkonzept erarbeitet, 
das bei der sinnvollen Aufteilung unter 
den Verkehrsträgern, bei der Fahrzeug- 
technik und beim Menschen ansetzt. Das 
Konzept umfaßt 
• die Verlagerung von weiteren sieben 
Mio. t Gefahrgüter von der Straße auf 
Schiene und Binnenschiff, e 

• die zügige Verwirklichung des Ortsum- 
gehungsprogramms, 
• automatische Blockierverhinderer für 
Tankfahrzeuge und andere Maßnahmen 
zur Verbesserung der Fahrzeugsicherheit, 
• zusätzliche Fahrerschulung und Bestel- 
lung von Gefahrgutbeauftragten. 

Grenzen überwinden, Brückenschlag zwi- 
schen den Staaten und Menschen, 
bezeichnete Minister Warnke als dritte 
Hauptaufgabe seiner Verkehrspolitik. 
Dazu gehört in erster Linie die Gestal- 
tung der Konturen des künftigen Ver- 
kehrsmarktes innerhalb der europäischen 
Gemeinschaft. Aber Europa endet nicht 
an den Grenzen der Gemeinschaft. Zur 
europäischen Verkehrspolitik zählt auch 
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die Lösung der Probleme des alpenque- 
renden Verkehrs. Hier gibt es nun ein 
Verhandlungsmandat, das ohne die maß- 
gebende Entwicklung der Bundesregie- 
rung kaum zustande gekommen wäre. 
Minister Warnke: „Wir haben ein Tor 
aufgemacht für eine umweltgerechte 
Beseitigung der Engpässe im Alpentran- 
sit, aber wir wissen: Es wird ein steiniger 
Weg." 
Der Ausbau der Verkehrsbeziehungen zu 
den Staaten Osteuropas gehört ebenfalls 
zu den Aufgaben, denen die Bundesregie- 
rung große Bedeutung beimißt. Der 
Abschluß von zwei Binnenschiffahrtsver- 
trägen im Januar dieses Jahres — mit 
Ungarn und der Tschechoslowakei — ist 
Beleg dafür. 
Der Bundesverkehrsminister sieht die 
vierte wichtige Aufgabe darin, die 
Lebenskraft des ländlichen Raumes zu 
stärken. Jürgen Warnke: „Die Bürger auf 
dem Lande sind genauso gute Steuerzah- 
ler wie alle anderen. Gerade in der Flä- 
che, wo weitere Wege als anderswo 
zurückgelegt werden, haben Bürger und 
Wirtschaft Anspruch auf eine gute Ver- 
kehrsinfrastruktur." Auf dem Wege zu 
diesem Ziel hat die Verkehrspolitik erste 
wichtige Schritte unternommen: 
• Straßenbauprojekte, die der Anbin- 
dung verkehrsferner Gebiete dienen, wer- 
den beschleunigt vollendet; 
• Regionalschnellbahn und Interregio — 
Starttermin für den Interregio ist in die- 
sem Jahr — sorgen für die Verknüpfung 
der Fläche mit dem Schnellfahrnetz der 
Bahn; 
• Erarbeitung eines Konzepts zur Verbes- 
serung des öffentlichen Personennahver- 
kehrs. Aus diesem Programm verwirk- 
licht: Die erstmalige Förderung der 
Schaffung von Bussen. Damit wird vor 
allem der öffentliche Personennahver- 
kehr der Fläche verbessert. 
Wenn wir die Strukturen der Zukunft 

gestalten, den Verkehr sicherer und 
umweltgerechter machen und Grenzen 
überwinden wollen, führt kein Weg an 
der Deutschen Bundesbahn vorbei. 
Der Minister hob hervor: „Das zurücküe' 
gende Jahr hat gezeigt: Auf unseren Stra- 
ßen und in der Luft wird es zunehmend 
enger. Wir dürfen die Last der Bewälti- 
gung des künftigen Verkehrsaufkommens 
nicht allein dem Auto und dem Flugzeug 
aufbürden. Das bedeutet für unsere Ver- 
kehrspolitik: Wir brauchen die Bahn, die 
einen Teil des Verkehrswachstums über- 
nimmt." Die Bundesregierung setzt bei 
der Leistungsfähigkeit der Bahn auf 
Wachstum, nicht auf Schrumpfung. Das 
gilt für den Personen- wie den Güterver- 
kehr. Mit den Investitionen in Höhe von 
gut 23 Mrd. DM — 15 Mrd. DM sind 
durchgeführt, 7,5 Mrd. DM fest einge- 
plant — für den Hochgeschwindigkeits- 
verkehr schafft die Bundesregierung 
dafür ein Fundament. Bundesminister 
Warnke: „Ich werde mich dafür verwen- 
den, daß für die Aufrechterhaltung dieser 
Investitionsplanung zusätzliche Mittel in 
Milliardenhöhe bereitgestellt werden." 
Chancen für eine Steigerung von Wettbe- 
werbsfähigkeit und Ertrag sieht die Bun- 
desregierung in der europäischen Dimen- 
sion: London-Paris-Brüssel-Köln und 
Paris-Südwestdeutschland heißen die 
Zukunftsperspektiven. Die Bahn soll ins- 
besondere am wachsenden grenzüber- 
schreitenden Verkehr stärker teilhaben. 
Zur Ausschöpfung der Wachstumspoten- 
tiale der Bahn bedarf es der Kooperation 
mit dem Straßengüterverkehr, den Spedi- 
teuren und der verladenden Wirtschaft- 

Der Minister abschließend: „Verkehrsp0' 
litik ist nicht der Nabel der Welt, aber sie 
geht jeden hautnah an. Hier sind Ent- 
scheidungen zu treffen, die den Bürger 
und die Wirtschaft unmittelbar betreffen 
und oft auch für die Umwelt von weitrei- 
chender Bedeutung sind." 
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Kompromiß im Schulstreit 
&«e Niedersachsen-CDU bleibt auf 
Jem richtigen Kurs und hat mit ihrem 
Sonderparteitag zur Orientierungs- 
Jjufe in Osnabrück wieder Ruhe in die 
«asis gebracht. Mit einem ausgewoge- 
nen Kompromiß konnten Kritiker und 
Befürworter dieser Schulform befrie- 
digt sein. Der Landesvorsitzende und 
Minister Wilfried Hasselmann sprach 
*um Ende des Parteitages: „Die Union 
[tot Geschlossenheit bewiesen, es gibt 
j^inen Sieger und keine Besiegten. 
9'e CDU hat engagiert, fair und sach- 
'»ch kontroverse Standpunkte ausge- 
feilten." 
^ie Führung der Niedersachsen-CDU 
hatte sich nach heftigen Kontroversen 
keim Landesparteitag 1987 in Fallingbo- 
stel zu dem Sonderparteitag entschieden, 
Sendern immer wieder Kritik an dieser 
Schulform aufgetreten war. In monate- 
,anger Arbeit hatte sich eine Kommission 
unter Leitung des ehemaligen JU-Vorsit- 
2enden und jetzigen Landesvorstandsmit- 
gliedes Christian Wulff (Osnabrück) 
gemeinsam mit Kultusminister Professor 
Dr. Wolfgang Knies um zufriedenstel- 
lende Lösungen bemüht, 
^och in der Nacht vor dem Sonderpartei- 
tag hatte der Landesvorstand unter ande- 
rem mit Ministerpräsident Ernst Al- 
brecht, dem Landesvorsitzenden Wilfried 
Hasselmann, dem Landesgruppenchef 
Klaus-Jürgen Hedrich, dem Bonner Frak- 
tionsgeschäftsführer Rudolf Seiters und 
dem niedersächsischen CDU-Generalse- 
kretär Hartwig Fischer in einem Sitzungs- 
^arathon einen befreienden Schulkom- 
Promiß erarbeitet, der nach knapp fünf- 
stündiger Diskussion von den rund 600 
^arteitagsdelegierten verabschiedet 
^urde. Demnach wurde folgendes zur 
Weiterentwicklung der Orientierungs- 
stufe beschlossen: 

1. Die schulformübergreifende Orientie- 
rungsstufe bleibt Regelschule in Nieder- 
sachsen. 
2. An Orten mit mindestens zwei Orien- 
tierungsstufen oder einer Orientierungs- 
stufe mit sechs oder mehr Zügen, minde- 
stens aber an einem Standort pro Land- 
kreis bzw. kreisfreier Stadt, werden beim 
Vorliegen qualifizierten Elternwillens als 
Angebot Orientierungsstufen mit schul- 
formbezogenen Klassen eingerichtet. 
Mehrere Orte können hierzu einen Schul- 
verbund bilden. Es sollte dabei möglichst 
je eine hauptschul-, realschul- und gym- 
nasialbezogene Klasse gebildet werden. 
Zur Sicherung der Orientierungsstufen- 
standorte kann der Träger der Schulent- 
wicklungsplanung für die Angebote 
Schuleinzugsbereiche festlegen. 

Für jeden Schüler muß ein Angebot 
erreichbar sein. Wo der Schulraum es 
zuläßt und die Eltern das Angebot wol- 
len, können diese schulformbezogenen 
Orientierungsstufenklassen 5 und 6 auch 
an die weiterführenden Schulen angebun- 
den werden. Hierdurch sollten vorhan- 
dene Schulstandorte von Haupt- und 
Realschulen und Gymnasien nicht 
gefährdet werden. 

Die Wahl einer schulformbezogenen 
Klasse setzt die dazu erforderliche Eig- 
nung voraus. Für Schüler, deren Eltern 
das Angebot annehmen wollen, stellt die 
Grundschule ein ausführliches pädagogi- 
sches Gutachten aus, das eine Empfeh- 
lung oder Nichtempfehlung für den 
Besuch einer der schulformbezogenen 
Hauptschul-, Realschul- oder Gymnasial- 
klasse enthält. 
Der Landesparteitag erwartet, daß die 
notwendigen Vorbereitungen, insbeson- 
dere die gesetzlichen Grundlagen, sobald 
wie möglich geschaffen werden. 
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Darüber hinaus zeigte sich der Parteitag 
mit dem Vorgehen von Ministerpräsident 
Ernst Albrecht auf Bundesebene zufrie- 
den. Der sogenannte „Albrecht-Plan" 
wurde einstimmig unterstützt. Der Regie- 
rungschefaus Hannover erhielt Rücken- 
deckung für seinen Plan zur Neuvertei- 
lung der Sozialhilfelasten. Nachfolgend 
die einstimmig beschlossene Resolution 
im Wortlaut: 

1. Der Landesparteitag der Niedersach- 
sen-CDU unterstützt die Initiative von 
Ministerpräsident Dr. Albrecht, die 
Sozialhilfeaufwendungen der Länder und 
Gemeinden zu 50 Prozent auf den Bund 
zu übertragen, mit dem Ziel, Land und 
Kommunen wirksam von überdurch- 
schnittlichen Sozialhilfeausgaben zu ent- 
lasten. 

Rat der EKD beim Kanzler 
Bundeskanzler Helmut Kohl empfing am 
27. April 1988 den Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland (EKD) zu einem 
Meinungsaustausch im Bundeskanzler- 
amt. Mit dieser Begegnung, die auf Einla- 
dung des Bundeskanzlers stattfand, 
wurde der ständige Dialog zwischen der 
Bundesregierung und der Evangelischen 
Kirche in Deutschland in Anknüpfung an 
die in den vergangenen Jahren geführten 
Gespräche fortgesetzt. 

Bei dem Gedankenaustausch, der in einer 
aufgeschlossenen und konstruktiven 
Atmosphäre stattfand, wurden Fragen 
der West-Ost-Beziehungen und des Ver- 
hältnisses zwischen beiden deutschen 
Staaten erörtert. Ein weiterer Schwer- 
punkt des Gespräches war das von der 
Bundesregierung geplante Beratungsge- 
setz, das auf einen besseren Schutz des 
ungeborenen Lebens und auf Hilfen für 
schwangere Frauen in Not abzielt. Beide 
Seiten waren sich einig, daß man in die- 

Eine Neuverteilung der Lasten ist drin- 
gend erforderlich, um der gegenwärtige!1 

Benachteiligung finanz- und wirtschafts- 
schwacher Länder entgegenzuwirken und 
diesen Ländern den notwendigen finan- 
ziellen Raum für strukturelle Verbesse- 
rungen zu geben. 
2. Es ist Aufgabe des Bundes, den Unter- 
schieden in der Entwicklung der Bundes- 
länder entgegenzusteuern und dem ver- 
fassungsrechtlichen Gebot gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in allen Teilen der 
Bundesrepublik Rechnung zu tragen. 
Bereits am 3./4. Juni wird die Nieder- 
sachsen-CDU zu ihrem ordentlichen Paf' 
teitag in Braunschweig zusammentreffen- 
Im Mittelpunkt wird hier die Vorstellung 
eines Zukunftspapiers stehen, das die 
politische Richtung für das Jahr 2000 
angeben soll. 

ser wichtigen Angelegenheit auf einen 
möglichst breiten Konsens hinarbeiten 
solle. Der Bundeskanzler bot hierfür 
jedes notwendige Gespräch an. Ferner 
wurde die Situation in Südafrika ange- 
sprochen. 

Arbeitszeit ist bei uns 
am kürzesten 
Die tarifliche Jahresarbeitszeit ist nach 
Angaben der Bundesvereinigung der 
Arbeitgeber in der Bundesrepublik am 
kürzesten. Einer Flexibilisierung dieser 
Arbeitszeit stünden die Gewerkschaften 
im Ausland meist erheblich positiver 
gegenüber als die Gewerkschaften hierzu- 
lande. Auch sei Sonntagsarbeit in den 
wichtigsten Konkurrenzländern der Bun- 
desrepublik leichter möglich als bei uns. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie 
der Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände, in der die Bestim- 
mungen über Arbeitszeit, Flexibilisierung 
und Sonntagsarbeit in 19 westlichen 
Industriestaaten untersucht werden! 
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yiAG wird privatisiert: 

Vermögensbildung kommt voran 
J^r Bund und die Kreditanstalt für 
^iederaufbau werden ihre 60 Prozent 
Jp Grundkapitals von 580 Millionen 
"M der VIAG AG privatisieren. Die 

I AC wird damit aus dem Kreis der 
Industrieunternehmen mit Bundesbe- 
teiligung ausscheiden. Der Vorstand 
der VIAG AG beabsichtigt — ebenso 
*fe beim ersten Verkauf von VIAG- 
^ktien im Jahre 1986 — aus Anlaß 
Jer Privatisierung im Laufe des Jahres 
'^88 Belegschaftsaktien anzubieten. 

^°r der Presse in Bonn erklärte Bundes- 
lnanzminister Gerhard Stoltenberg u.a.: 

"Mit der Vollprivatisierung der verbliebe- 
]Jen Bundesbeteiligung an der VIAG AG 
naben wir im Bereich der Industriebeteili- 
j>Vngen des Bundesfinanzministeriums 
a,e für diese Wahlperiode gesetzten Ziele 
erreicht. Geplant sind aber weiter Privati- 
^erungsschritte bei der Deutschen Sied- 
J*ngs- und Landesrentenbank und der 
Putschen Pfandbriefanstalt, die zur Zeit 
v°rbereitet werden. 
~>e Bundesregierung hatte sich folgende 
Aufgaben gestellt: 
* Nicht mehr begründete Beteiligungen 
*u veräußern 
* Den Bereich der mittelbaren Beteili- 
gungen zu straffen 
* Verluste bei Unternehmen mit Bundes- 
beteiligungen nachhaltig abzubauen. 

Viese Ziele wurden inzwischen in wesent- 
''chen Punkten verwirklicht. 
«n der Privatisierung von Bundesbeteili- 
ßüngen konnten nach der ersten 
Bestandsaufnahme und Überprüfung in 
^en letzten Jahren erhebliche Fortschritte 
deicht werden. 
J'achdem im März 1988 die Deutsche 
Verkehrskreditbank AG für private Anle- 

ger geöffnet wurde, werden jetzt die 
gesetzgeberischen Vorbereitungen für die 
von der Bundesregierung beschlossene 
Teilprivatisierung der Deutschen Sied- 
lungs- und Landesrentenbank im Umfang 
von 48 Prozent des Nennkapitals und die 
Veräußerung der Beteiligung an der 
Deutschen Pfandbriefanstalt — 67,88 
Prozent des Grundkapitals — vorbereitet. 

Zu den wichtigen Privatisierungsaufga- 
ben gehörte es auch, den Beteiligungsbe- 
reich der Bundesunternehmen, der in den 
60er Jahren zum Teil stark ausgeweitet 
wurde, sorgfältig zu überprüfen. Bei den 
mehrheitlichen Bundesbeteiligungen sind 
seit 1983 in 67 Fällen Beteiligungen ver- 
äußert, verringert oder aufgegeben wor- 
den. Ein Beispiel aus der jüngeren Ver- 
gangenheit ist die Trennung der Saar- 
bergwerke von mehreren Werkzeugher- 
stellern. 

Insgesamt hat sich die Zahl der unmittel- 
baren und mittelbaren Bundesbeteiligun- 
gen — ohne die Beteiligungen der Son- 
dervermögen — seit 1982 von 808 auf 309 
zum Stichtag 31. März 1988 verringert. 

Ziel im Rahmen der Privatisierungspoli- 
tik der Bundesregierung ist es, den 
Aktienbesitz für breite Anlegerschichten 
attraktiver zu machen und den Mitarbei- 
tern die Möglichkeit einer Beteiligung an 
ihrem Unternehmen zu eröffnen. Die im 
Zusammenhang mit der Privatisierung 
angebotenen Belegschaftsaktien wurden 
jeweils sehr positiv aufgenommen. So 
haben bei der Privatisierung der VEBA 
und der Veräußerung von Anteilen an der 
Industrieverwaltungsgesellschaft bis zu 
50 Prozent der Mitarbeiter Aktien ihres 
Unternehmens erworben. Auch die VIAG 
AG wird aus Anlaß der Vollprivatisie- 
rung erneut Belegschaftsaktien anbieten. 
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